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Bremisches Gesetz zur Gewährleistung
der Rauchfreiheit von Krankenhäusern,

Tageseinrichtungen für Kinder und von Schulen

Vom 18. Juli 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bür-
gerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz: 

§ 1

Zweckbestimmung

Dieses Gesetz hat zum Ziel, dass in Krankenhäu-
sern, Tageseinrichtungen für Kinder und in Schulen
sowie in schulischen Veranstaltungen nicht geraucht
wird. Dies dient der auch vorbeugenden Gesundheits-
pflege in Einrichtungen, die wegen ihres Auftrages
besonders dem gesundheitlichen Schutz gegenüber
ihren Nutzerinnen und Nutzern verpflichtet sind. 

§ 2

Rauchfreiheit von Krankenhäusern

(1) Das Rauchen in den Krankenhausgebäuden ist
untersagt. Satz 1 gilt insbesondere auch für Kantinen,
Cafeterien, Schulen und Werkstätten des Kranken-
hauses. Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf
mit einem Krankenhaus verbundene Hotels und auf
Wohnungen in Krankenhausgebäuden. 

(2) Das Rauchverbot nach Absatz 1 gilt für sämtliche
Personen, die sich im Krankenhausgebäude aufhalten. 

(3) Abweichend von Absatz 1 können Ausnahmen
für solche Patientinnen und Patienten zugelassen wer-
den, die sich im Bereich der Palliativmedizin befinden,
sich zu einer psychiatrischen Behandlung oder auf
Grund einer gerichtlich angeordneten Unterbringung
in einer geschlossenen Abteilung des Krankenhauses
aufhalten oder bei denen die Untersagung des Rau-
chens dem Therapieziel entgegen steht. Die Entschei-

dung, ob im Einzelfall das Rauchen erlaubt werden
soll, trifft die behandelnde Ärztin oder der behandelnde
Arzt. Die Leiterin oder der Leiter des Krankenhauses
hat in den Fällen des Satzes 1 Vorkehrungen zu tref-
fen, um die Rauchfreiheit im Krankenhaus und den
gesundheitlichen Schutz der übrigen sich im Kranken-
haus aufhaltenden Personen soweit wie möglich zu
gewährleisten. Soweit die Leiterin oder der Leiter des
Krankenhauses für die in Satz 1 genannten Patientin-
nen und Patienten entsprechende Räumlichkeiten zur
Verfügung stellt, sollen diese so gelegen und beschaf-
fen sein, dass sie den Zweck dieses Gesetzes nicht be-
einträchtigen. 

(4) Abweichend von Absatz 1 kann die Leiterin oder
der Leiter eines Krankenhauses auf Antrag Ausnah-
men vom Rauchverbot in Räumlichkeiten des Kran-
kenhauses zulassen, wenn diese von Dritten für Ver-
anstaltungen genutzt werden. 

§ 3

Rauchfreiheit von Tageseinrichtungen für Kinder

(1) Das Rauchen in den Gebäuden sowie auf den
Grundstücken von Tageseinrichtungen für Kinder ist
untersagt. 

(2) Das Rauchverbot nach Absatz 1 gilt für sämtliche
Personen, die sich im Gebäude oder auf dem Grund-
stück von Tageseinrichtungen für Kinder aufhalten. 

§ 4

Rauchfreiheit in Schulen

(1) Im Schulgebäude und auf dem Schulgelände so-
wie auf Schulveranstaltungen ist das Rauchen unter-
sagt. Das Rauchen ist Schülerinnen und Schülern so-
wie dem schulischen Personal ebenfalls untersagt in
der unmittelbaren Umgebung des Schulgeländes
während der Zeiten der Pausen im Rahmen von Un-
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terricht und von sonstigen schulischen Veranstaltun-
gen in der Schule; die Schulkonferenz der jeweiligen
Schule bestimmt diese Umgebung. Die Entscheidung
der Schulkonferenz ist in geeigneter Form schulintern
bekannt zu geben.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann die Schulleiterin
oder der Schulleiter Ausnahmen vom Rauchverbot bei
Schulveranstaltungen zulassen, wenn die Art dieser
Veranstaltung ein vollständiges Rauchverbot nicht
sinnvoll erscheinen lässt. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten
auch für private Ersatzschulen und anerkannte Ergän-
zungsschulen. 

§ 5

Maßnahmen zur Umsetzung des Rauchverbots 

Die Leiterinnen und Leiter der Krankenhäuser und
Tageseinrichtungen für Kinder sowie die Schulleite-
rinnen und Schulleiter sind für die Einhaltung des
Rauchverbots in den von ihnen geleiteten Einrichtun-
gen verantwortlich. Sie haben auf das Rauchverbot
durch deutlich sichtbare Hinweisschilder in jedem
Eingangsbereich hinzuweisen. Soweit ihnen Verstöße
gegen das Rauchverbot bekannt werden, haben sie
die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um wei-
tere Verstöße zu verhindern. 

§ 6 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 im Gebäude eines Kranken-
hauses raucht, ohne eine Ausnahmegenehmi-
gung nach § 2 Abs. 3 zu besitzen, ohne die gege-
benenfalls nach § 2 Abs. 3 vorgesehenen Räum-
lichkeiten aufzusuchen oder ohne dass eine Aus-
nahmeregelung nach § 2 Abs. 4 vorliegt, 

2. entgegen § 3 im Gebäude oder auf dem Grund-
stück einer Tageseinrichtung für Kinder raucht, 

3. entgegen § 4 Abs. 1 und 3 in einem Schulgebäu-
de, auf einem Schulgelände oder in der unmittel-
baren Umgebung der Schule sowie auf Schulver-
anstaltungen raucht, ohne dass eine Ausnahme-
regelung nach § 4 Abs. 2 vorliegt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer als Leiterin
oder Leiter einer privaten Einrichtung im Sinne von
§ 1 Satz 1 vorsätzlich oder fahrlässig 

1. in der von ihr oder ihm geleiteten Einrichtung
entgegen § 5 Satz 2 nicht auf das Rauchverbot
hinweist, 

2. in der von ihr oder ihm geleiteten Einrichtung
entgegen § 5 Satz 3 keine Maßnahmen ergreift,
um weitere Verstöße gegen das Rauchverbot zu
verhindern. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit
einer Geldbuße bis zu 500 Euro, die Ordnungswidrig-
keit nach Absatz 2 mit einer Geldbuße bis zu 1 000 Euro
geahndet werden. 

(4) Sachlich zuständige Verwaltungsbehörde für die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach Absatz 1 und 2 ist bei Verstößen gegen die §§ 2

und 3 sowie bei Verstößen gegen § 5, soweit es sich
um Leiterinnen und Leiter von Krankenhäusern und
Tageseinrichtungen für Kinder handelt, in der Stadt-
gemeinde Bremen das Stadtamt Bremen, in der Stadt-
gemeinde Bremerhaven der Magistrat der Stadt Bre-
merhaven. Sachlich zuständige Verwaltungsbehörde
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach Absatz 1 ist bei Verstößen gegen § 4 in
der Stadtgemeinde Bremen der Senator für Bildung
und Wissenschaft, in der Stadtgemeinde Bremerhaven
der Magistrat der Stadt Bremerhaven. Sachlich zu-
ständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 2 ist
bei Verstößen gegen § 5, soweit es sich um Schulleite-
rinnen und Schulleiter handelt, der Senator für Bil-
dung und Wissenschaft. 

§ 7 

In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2006 in Kraft. Es
tritt mit Ablauf des 31. Juli 2011 außer Kraft.

Bremen, den 18. Juli 2006

Der Senat

Bremisches Gesetz zur Stärkung von
Einzelhandels- und Dienstleistungszentren

Vom 18. Juli 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bür-
gerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz:

§ 1

Grundsatz

Zur Förderung der Wirtschaft und zur Verbesserung
der Versorgung der Bevölkerung mit Waren und
Dienstleistungen sollen gewachsene urbane Einzel-
handels- und Dienstleistungszentren gestärkt und ent-
wickelt werden, indem die Möglichkeit geschaffen
wird, auf Antrag Bereiche zur Stärkung der Innovation
von Einzelhandels- und Dienstleistungszentren (Inno-
vationsbereiche) festzulegen, in denen in eigener Or-
ganisation und Finanzverantwortung Maßnahmen zur
Verbesserung der Situation von Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetrieben ergriffen werden können.

§ 2

Ziele und Aufgaben

(1) Durch die Festlegung von Innovationsbereichen
sollen die Attraktivität eines Einzelhandels- und
Dienstleistungszentrums für Kunden, Besucher und
Bewohner  erhöht und die Rahmenbedingungen für
die in diesem Bereich niedergelassenen Einzelhan-
dels- und Dienstleistungsbetriebe verbessert werden,
um die jeweiligen Standorte zu stärken.

(2) Hierzu können durch den Innovationsbereich
selbst insbesondere

1. Konzepte für die Entwicklung des Zentrums aus-
gearbeitet,

2. Dienstleistungen erbracht,

3. in Abstimmung mit den jeweiligen Berechtigten
Baumaßnahmen finanziert und durchgeführt,

4. Grundstücke bewirtschaftet,



5. gemeinschaftliche Werbemaßnahmen durchge-
führt,

6. Veranstaltungen organisiert,

7. mit öffentlichen Stellen oder mit ansässigen Be-
trieben Vereinbarungen über die Durchführung
von Maßnahmen getroffen und

8. Stellungnahmen in förmlichen oder nicht förm-
lichen Anhörungsverfahren abgegeben werden.

(3) Die konkreten Ziele und Maßnahmen werden
für jeden Innovationsbereich in einem Maßnahmen-
und Finanzierungskonzept festgelegt.

§ 3

Aufgabenträger

(1) Der Innovationsbereich hat keine eigene Rechts-
persönlichkeit. Seine Aufgaben werden von einem
Aufgabenträger wahrgenommen. Aufgabenträger kann
jede Person sein, die Mitglied der Handelskammer
Bremen oder der Industrie- und Handelskammer  Bre-
merhaven ist oder sich freiwillig der Aufsicht durch
diese nach § 6 Abs. 3 unterwirft.

(2) Der Aufgabenträger muss finanziell ausreichend
leistungsfähig sein und den Nachweis eines geeigne-
ten Systems der Finanzkontrolle und der Rechnungs-
legung erbringen, um unter Berücksichtigung der
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu erwartenden
Einnahmen seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen
zu können; er muss seine steuerliche Zuverlässigkeit
durch eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Be-
triebsstättenfinanzamtes nachweisen. 

(3) Der Aufgabenträger kann sich zur Wahrneh-
mung seiner Aufgaben Dritter bedienen.

(4) Zur Unterstützung des Aufgabenträgers bei der
Wahrnehmung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz
kann durch die Stadtgemeinden ein Standortaus-
schuss eingerichtet werden, dem mindestens Vertreter
der betroffenen Grundstückseigentümer, der gewerb-
lichen und freiberuflichen Mieter im Innovationsbe-
reich, der Stadtgemeinde Bremen oder Bremerhaven
und der Handelskammer Bremen oder der Industrie-
und Handelskammer Bremerhaven angehören sollten
und dem der Aufgabenträger regelmäßig über die
Wahrnehmung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz
zu berichten sowie auf Verlangen Auskunft zu erteilen
hat.

§ 4

Einrichtung

(1) Die Stadtgemeinden können durch Ortsgesetz
Innovationsbereiche einrichten und die Einrichtung,
Zusammensetzung, Bildung und Organisation eines
Standortausschusses bestimmen, wenn der Aufgaben-
träger sich zuvor in einem öffentlich-rechtlichen Ver-
trag verpflichtet hat, die sich aus diesem Gesetz und
dem Maßnahmen- und Finanzierungskonzept erge-
benden Pflichten, Ziele und Aufgaben umzusetzen. 

(2) In dem öffentlich-rechtlichen Vertrag sind min-
destens folgende Inhalte zu regeln: 

1. Aufgaben und Pflichten des Aufgabenträgers,

2. Aufgaben und Pflichten der  Stadtgemeinde, 

3. Haftungsfragen,

4. Datenschutz und Verschwiegenheitspflichten,

5. Näheres zum Anhörungsverfahren,

6. Höhe des Gewinns des Aufgabenträgers,

7. Verantwortlichkeit für etwaig dauerhaft errichtete
bauliche Anlagen nach Auflösung des Innovati-
onsbereiches und

8. die Zusammenarbeit zwischen Aufgabenträger
und Aufsichtsbehörde.

(3) In dem Ortsgesetz sind neben der Gebietsab-
grenzung die Ziele und Maßnahmen des Innovations-
bereichs (§ 2), der Aufgabenträger (§ 3), der Hebesatz
(§ 7 Abs. 1) sowie die Höhe des Pauschbetrages (§ 8
Abs. 1) festzulegen. Die Stadtgemeinden können
außerdem Einzelheiten zur Übertragung der Mittel
nach § 6 Abs. 3 Satz 9, zur Erstattung nach § 8 Abs. 5
und zur Verzinsung im Ortsgesetz regeln. Die Gel-
tungsdauer des Ortsgesetzes soll mindestens 3 Jahre
betragen und darf eine Frist von 5 Jahren nicht über-
schreiten. Mit der Geltungsdauer endet das Recht zur
Abgabenerhebung. Soll die Geltungsdauer über die-
sen Zeitraum hinaus fortgesetzt werden, so sind hier-
für dieselben Voraussetzungen wie für eine Neuein-
richtung des Innovationsbereichs zu beachten. 

(4) Der Abschluss eines Vertrages und die Einrich-
tung eines Innovationsbereiches durch ein Ortsgesetz
befreit den Aufgabenträger nicht davon, andere
behördliche Entscheidungen nach Bundes- oder Lan-
desrecht einzuholen wie zum Beispiel Befreiungen,
Genehmigungen, Erlaubnisse oder Bewilligungen.

§ 5

Antragstellung

(1) Zur Antragstellung ist ein Aufgabenträger be-
rechtigt, wenn er die Zustimmung der Eigentümer von
15 vom Hundert der Anzahl der im Innovationsbereich
belegenen Grundstücke (Standortgemeinschaft) nach-
weisen kann, deren vom Innovationsbereich erfasste
Fläche zugleich mindestens 15 vom Hundert der Ge-
samtgrundstücksfläche beträgt.

(2) Grundstücke im Sinne des Gesetzes sind alle im
Grundbuch verzeichneten Flächen mit Ausnahme der
öffentlichen Verkehrs-, Gewässer- und Grünflächen.
Soweit ein Grundstück mit einem Erbbaurecht belas-
tet ist, sind Grundstückseigentümer im Sinne dieses
Gesetzes die Erbbauberechtigten.

(3) Mit der Antragstellung ist neben einer Darstel-
lung der Gebietsabgrenzung das Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept für die geplante Geltungsdauer
vorzulegen. Die Antragsunterlagen einschließlich des
Hebesatzes nach § 7 Abs.1 Satz 3 sind vom Aufgaben-
träger im Internet ohne personenbezogene Daten all-
gemein zugänglich zu machen.

(4) Ein nach Absatz 1 zur Antragstellung berechtig-
ter Aufgabenträger hat Anspruch darauf, dass ihm von
der für die Festsetzung der Grundsteuer zuständigen
Stelle die Gesamthöhe der für die im vorgesehenen
Bereich belegenen Grundstücke festgesetzten Ein-
heitswerte und von der Aufsichtsbehörde die bekann-
ten Anschriften der Grundstückseigentümer mitgeteilt
werden. Der Aufgabenträger darf die ihm bekannt ge-
machten Daten nur für Zwecke im Sinne von § 2
Abs. 3 sowie § 5 Abs. 6 Satz 4  verwenden. Er stellt
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sicher, dass eine zweckwidrige Verwendung ausge-
schlossen ist. Die Daten sind zu vernichten, sobald sie
für die in Satz 2 genannten Zwecke nicht mehr
benötigt werden.

(5) Der Antrag auf Einrichtung eines Innovationsbe-
reichs wird von der Aufsichtsbehörde abgelehnt,
wenn der Aufgabenträger die an ihn gestellten Anfor-
derungen nicht erfüllt, wenn das Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept zur Verwirklichung der Grund-
sätze nach § 1 und der Zielsetzung nach § 2 nicht ge-
eignet ist, oder wenn öffentliche Belange oder Rechte
Dritter beeinträchtigt oder die Abgabenpflichtigen un-
verhältnismäßig belasten werden.

(6) Wird der Antrag nicht nach Absatz 5 abgelehnt,
legt die Aufsichtsbehörde die vollständigen Antrags-
unterlagen unter Hinweis auf dieses Gesetz für die
Dauer eines Monats öffentlich aus. Ort und Dauer der
Auslegung sowie die Internetadresse nach Absatz 3
Satz 2 sind mindestens eine Woche vorher öffentlich
bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf
hinzuweisen, dass während der Auslegungszeit Anre-
gungen vorgebracht werden können. Die Grund-
stückseigentümer, deren Person und Anschrift der
Aufsichtsbehörde bekannt sind, und die betroffenen
Träger öffentlicher Belange,  sind vom Aufgabenträ-
ger von der Auslegung zu benachrichtigen. Die be-
kannten Namen und Anschriften der Träger öffent-
licher Belange werden dem Aufgabenträger zu die-
sem Zweck von der Aufsichtsbehörde bekannt gege-
ben. Die Aufsichtsbehörde kann einen Erörterungster-
min unter Beteiligung der betroffenen Eigentümer
und derer, die Stellungnahmen abgegeben haben,
durchführen.

(7) Ändert der Aufgabenträger nach der öffent-
lichen Auslegung wesentliche Bestandteile des Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzeptes, wird das An-
hörverfahren gemäß Absatz 6 wiederholt.

(8) Widersprechen die Eigentümer von mehr als ei-
nem Drittel der im Innovationsbereich belegenen
Grundstücke oder von mehr als einem Drittel der im
Innovationsbereich belegenen Grundstücksflächen der
Einrichtung eines Innovationsbereichs und werden
diese Einsprüche im Rahmen des Anhörverfahrens
nicht zurückgenommen oder auf andere Weise erle-
digt, ist der Antrag von der Aufsichtsbehörde abzuleh-
nen.

§ 6

Umsetzung und Überwachung

(1) Der Aufgabenträger setzt das Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept um. Hierzu stellt er im dritten
Quartal jedes Kalenderjahres einen Maßnahmen- und
Wirtschaftsplan für das Folgejahr auf, den er der Auf-
sichtsbehörde vorlegt und unter einer mindestens den
Beitragspflichtigen zugänglichen Internetadresse be-
kannt macht. Bei der Aufstellung des Plans sind die im
Innovationsbereich betroffenen Grundstückseigen-
tümer, Freiberufler und Gewerbebetreibenden in ge-
eigneter Weise – sofern ein Standortausschuss einge-
richtet wurde über diesen – zu beteiligen.

(2) Weicht ein Maßnahmen- und Wirtschaftsplan
von den Vorgaben des mit der Antragstellung bekannt
gemachten Maßnahmen- und Finanzierungskonzepts
erheblich ab, ist in der Bekanntmachung darauf hin-

zuweisen, dass die abgabenpflichtigen Grundstücks-
eigentümer berechtigt sind, diesem Plan innerhalb ei-
nes Monats nach Bekanntgabe zu widersprechen.
Widersprechen die Eigentümer von mehr als einem
Drittel der im Innovationsbereich belegenen Grund-
stücke oder von mehr als einem Drittel der im Innova-
tionsbereich belegenen Grundstücksflächen oder ver-
sagt  die Aufsichtbehörde seine Zustimmung zur Ab-
weichung, ist der Maßnahmen- und Wirtschaftsplan
an das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept anzu-
passen.

(3) Die Handelskammer Bremen und die Industrie-
und Handelskammer Bremerhaven überwachen – so-
fern ein Standortausschuss eingerichtet wurde im Be-
nehmen mit diesem – die ordnungsgemäße Geschäfts-
führung des Aufgabenträgers. Sie üben insbesondere
die Aufsicht darüber aus, dass der Aufgabenträger bei
der Wahrnehmung seiner Aufgaben in Übereinstim-
mung mit dem gemäß § 4 abgeschlossenen öffentlich-
rechtlichen Vertrag sowie den gemäß § 6 Abs. 1 auf-
gestellten Maßnahmen- und Finanzierungsplänen
handelt. Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nach Satz 1
und 2 können sich die Kammern jederzeit über alle
Angelegenheiten des Aufgabenträgers unterrichten
und zu diesem Zweck insbesondere Akten und sonstige
Unterlagen einsehen sowie mündlichen und schrift-
lichen Bericht anfordern. Bei Vorliegen eines wichti-
gen Grundes können die Kammern die Tätigkeit des
Aufgabenträgers auf dessen Kosten prüfen oder prü-
fen lassen. Beschlüsse und Handlungen des Aufga-
benträgers, die sich nicht im Rahmen einer ordnungs-
gemäßen Geschäftsführung halten, können beanstan-
det werden. Hilft der Aufgabenträger begründeten
Beanstandungen nicht ab, kann die Aufsichtsbehörde
auf Antrag der Kammern den Aufgabenträger abberu-
fen und den öffentlich-rechtlichen Vertrag kündigen.
In diesem Fall nehmen die Kammern – sofern ein Stand-
ortausschuss eingerichtet wurde im Benehmen mit
diesem – die Aufgaben des Innovationsbereichs bis
zum Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages
mit einem neuen Aufgabenträger oder bis zur Aufhe-
bung  des Ortsgesetzes nach § 3 wahr. Für die Bestel-
lung eines neuen Aufgabenträgers gelten die Vor-
schriften des § 5 Abs. 1, 4, 6 und 8 entsprechend mit
der Maßgabe, dass die Auslegungsfrist auf zwei Wo-
chen begrenzt wird. Der abberufene Aufgabenträger
überträgt die bei ihm vorhandenen Mittel und Daten
des Innovationsbereichs dem neuen Aufgabenträger
und vernichtet dann die bei ihm vorhandenen perso-
nenbezogenen Daten, soweit er nicht zur Aufbewah-
rung verpflichtet ist.

(4) Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall die
Überwachung der ordnungsgemäßen Geschäfts-
führung des Aufgabenträgers an sich ziehen und die
den Kammern nach Absatz 3 zustehenden Befugnisse
unmittelbar gegenüber dem Aufgabenträger ausüben.

§ 7

Abgabenerhebung

(1) Zum Ausgleich des Vorteils, der durch die Ein-
richtung und die Maßnahmen des Innovationsbereichs
entsteht, werden von der Erhebungsbehörde Abgaben
bei den Grundstückseigentümern der im Innovations-
bereich belegenen  Grundstücke erhoben, durch die
der entstehende Aufwand einschließlich eines ange-



messenen Gewinns für den Aufgabenträger gedeckt
wird. Die Höhe der Abgabe errechnet sich als Produkt
aus dem Hebesatz und dem nach den Vorschriften des
Bewertungsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt
geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 20. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 3794, 3807), festgestellten Ein-
heitswert des jeweiligen Grundstücks. Der Hebesatz
entspricht dem Quotienten aus dem nach Satz 1
berücksichtigungsfähigen Aufwand und der Summe
der Einheitswerte der die Beitragspflicht begründen-
den Grundstücke, darf jedoch zehn vom Hundert nicht
überschreiten. Die für die Grundsteuererhebung zu-
ständige Stelle übermittelt der Erhebungsbehörde die
für die Abgabenerhebung erforderlichen Daten.

(2) Soweit für ein Grundstück der Einheitswert nicht
festgestellt ist, ist der Berechnung der Abgabenhöhe
nach Absatz 1 statt des Einheitswertes das Produkt aus
dem Mittelwert der im Innovationsbereich je Quadrat-
meter Grundstücksfläche der veranlagten Grund-
stücke festgestellten Einheitswerte und der Fläche des
jeweiligen Grundstücks zugrunde zu legen.

(3) Gehört ein Grundstück zu mehreren Innovati-
onsbereichen oder liegt ein Grundstück nur mit einem
Teil innerhalb eines Innovationsbereichs, besteht die
Abgabenpflicht in jedem Innovationsbereich nur in
der dem jeweiligen Grundstücksanteil entsprechen-
den Höhe. 

(4) Auf Antrag kann die Erhebungsbehörde Grund-
stückseigentümer von der Abgabepflicht befreien,
wenn eine bauliche Nutzung des Grundstücks nicht
oder nur zu Zwecken des Gemeinbedarfs möglich ist
oder soweit die Heranziehung zu der Abgabe vor dem
Hintergrund der tatsächlichen Nutzung eine unver-
hältnismäßige Härte begründen würde. 

(5) Die Abgabe wird für die Dauer der Einrichtung
des Innovationsbereichs festgesetzt und in auf jeweils
ein Jahr bezogenen Teilbeträgen zu Beginn jedes Ab-
rechnungsjahres fällig.

(6) Die Abgaben nach Absatz 1 und die sich darauf
beziehenden Zinsen und Auslagen ruhen auf im Inno-
vationsbereich belegenen Grundstücken als öffent-
liche Last und, solange das Grundstück mit einem
Erbbaurecht belastet ist, auf diesem.

§ 8

Mittelverwendung

(1) Mit Ausnahme eines Pauschalbetrages für den
Verwaltungsaufwand, der bei den Stadtgemeinden
verbleibt, steht das Abgabenaufkommen dem jeweili-
gen Aufgabenträger zu. 

(2) Über die Höhe des Zahlungsbetrages wird dem
Aufgabenträger ein Leistungsbescheid erteilt. Der
Leistungsbescheid wird nach Maßgabe der tatsächlich
eingegangenen Zahlungen bemessen und kann mit
Nebenbestimmungen versehen werden, durch die die
zweckentsprechende Verwendung sichergestellt wird.

(3) Der Aufgabenträger verwaltet die Einnahmen
aus dem Abgabenaufkommen abgesondert von seinen
eigenen Mitteln und verwendet sie treuhänderisch
ausschließlich für Zwecke des Innovationsbereichs. Er
stellt sicher, dass die Aufrechnung mit eigenen Ver-
bindlichkeiten, die nicht aus seiner Tätigkeit als Auf-
gabenträger resultieren, ausgeschlossen ist.

(4) Der Aufgabenträger stellt spätestens bis zum
30. April eines jeden Kalenderjahres einen Jahresab-
schluss für das vergangene Jahr auf und veröffentlicht
ihn in geeigneter Weise. Die Stadtgemeinden können
bestimmen, dass der Jahresabschluss von einem Ab-
schlussprüfer zu prüfen ist. § 91 der Landeshaushalts-
ordnung gilt entsprechend.

(5) Nicht verwendete Mittel hat der Aufgabenträger
nach Außerkrafttreten des Ortsgesetzes zu erstatten.
Im Fall der Verlängerung der Laufzeit nach § 4 Abs. 3
sind die Mittel dem neuen Aufgabenträger zu übertra-
gen.

§ 9

Anwendungsvorschrift

Auf die am 31. Dezember 2016 bestehenden Ortsge-
setze sind die Vorschriften dieses Gesetzes weiter an-
zuwenden. 

§ 10

In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2016 außer Kraft.

Bremen, den 18. Juli 2006

Der Senat

11. Gesetz zur Änderung
dienstrechtlicher Vorschriften

Vom 18. Juli 2006

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bür-
gerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz:

Artikel 1

Änderung des Bremischen Beamtengesetzes

§ 71b des Bremischen Beamtengesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 15. September 1995
(Brem.GBl. S. 387 – 2040-a-1), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 16. Mai 2006 (Brem.GBl. S. 271)
geändert worden ist, erhält folgende Fassung:

„§ 71b

(1) Beamten mit Dienstbezügen kann auf Antrag,
der sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestands
erstrecken muss, Teilzeitbeschäftigung als Altersteil-
zeit mit 60 vom Hundert der bisherigen Arbeitszeit,
höchstens 60 vom Hundert der in den letzten zwei
Jahren vor Beginn der Altersteilzeit durchschnittlich
zu leistenden Arbeitszeit, bewilligt werden, wenn

1. sie das 60. Lebensjahr vollendet haben, 

2. der Beamte in den letzten fünf Jahren vor Beginn
der Altersteilzeit drei Jahre mindestens teilzeit-
beschäftigt war,

3. die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2010 beginnt, 

4. der Beamte einem Verwaltungsbereich, in dem
der Senat, für den Bereich der Stadtgemeinde
Bremerhaven der Magistrat, durch Beschluss
Personalüberhänge festgestellt hat, angehört
und
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5. dringende dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen.

Schwerbehinderten Beamten im Sinne von § 2 Abs. 2
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch kann abwei-
chend von Nr. 1 Altersteilzeit schon ab Vollendung des
58. Lebensjahres bewilligt werden.

(2) Die Gewährung von Altersteilzeit dient allein öf-
fentlichen Interessen. 

(3) Altersteilzeit kann auch in der Weise bewilligt
werden, dass der Beamte die bis zum Beginn des Ru-
hestandes zu erbringende Dienstleistung vollständig
vorab leistet und anschließend voll vom Dienst freige-
stellt wird (Blockmodell). Die oberste Dienstbehörde
kann allgemein oder für bestimmte Verwaltungsberei-
che oder Beamtengruppen vorschreiben, dass Alters-
teilzeit nur im Blockmodell bewilligt werden darf. Al-
tersteilzeit mit weniger als der Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit soll nur im Blockmodell bewilligt wer-
den; dabei muss der Beamte in der Phase der vorab zu
erbringenden Dienstleistung mit mindestens der Hälfte
der regelmäßigen Arbeitszeit, im Fall des § 71a Abs. 5 im
Umfang der bisherigen Teilzeitbeschäftigung, Dienst
leisten; dabei bleiben geringfügige Unterschreitungen
des notwendigen Umfangs der Arbeitszeit außer Be-
tracht. 

(4) § 71a Abs. 2 gilt entsprechend.

(5) Die Regelung des Absatzes 1 findet auf Professo-
ren keine Anwendung.“

Artikel 2

Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes

Nach § 9 des Bremischen Besoldungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 22. April 1999
(Brem.GBl. S. 55, 152, 179 – 2042-a-2), das zuletzt
durch das Gesetz vom 28. Juni 2005 (Brem.GBl. S. 308)
geändert worden ist, wird folgender § 10 angefügt:

„§ 10 

Jährliche Sonderzahlungen

(1) Beamtinnen und Beamte in den Besoldungs-
gruppen A 2 bis A 8 erhalten neben ihren Dienstbezü-
gen für den Monat Dezember eine jährliche Sonder-
zahlung in Höhe von 840 Euro. Beamtinnen und Be-
amte in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 11 erhalten
neben ihren Dienstbezügen für den Monat Dezember
eine jährliche Sonderzahlung in Höhe von 710 Euro. § 6
Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes gilt entspre-
chend.

(2) Beamtinnen und Beamte, für die nach dem
31. Dezember 2005 erstmalig ein Anspruch auf Dienst-
bezüge im Geltungsbereich dieses Gesetzes entsteht,
erhalten abweichend von Absatz 1 für die Dauer von
drei Jahren nach Entstehen des Anspruchs keine Son-
derzahlung.

(3) Beamtinnen, Beamte, Richterinnen, Richter, Ver-
sorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
ger erhalten neben ihren Dienst-, Anwärter- oder Ver-
sorgungsbezügen für den Monat Dezember für jedes
Kind, für das ihnen in Bezug auf den Monat Dezember
ein Familienzuschlag gewährt wird, eine jährliche
Sonderzahlung in Höhe von 25,56 Euro. Waisen, de-
nen der Familienzuschlag zusteht, erhalten diese Son-
derzahlung selbst.

(4) Mit der Gewährung der Sonderzahlungen nach
den Absätzen 1 und 3 sind die für Besoldungsanpas-
sungen veranschlagten Haushaltsmittel der Haus-
haltsjahre 2006 und 2007 ausgeschöpft.“

Artikel 3

Aufhebung des Bremischen Sonderzahlungsgesetzes

Das Bremische Sonderzahlungsgesetz vom 11. Mai
2004 (Brem.GBl. S. 207 – 2042-b-1) wird mit Ausnahme
des § 8, der bis zum 31. Dezember 2006 weiter anzu-
wenden ist, aufgehoben.

Artikel 4

Änderung des Bremischen Umzugskostengesetzes

Nach § 2 des Bremischen Umzugskostengesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2003
(Brem.GBl. S. 191 – 2042-f-1), das zuletzt durch Artikel 7
des Gesetzes vom 16. Mai 2006 (Brem.GBl. S. 271)
geändert worden ist, wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a

Umzugskostenvergütung beim
Ausscheiden aus dem Dienst

Berechtigten mit Dienstort im Ausland, die mit Zu-
sage der Umzugskostenvergütung dorthin versetzt
oder abgeordnet worden sind, ist aus Anlass ihres Ein-
tritts in den Ruhestand auf Antrag eine Umzugskos-
tenvergütung für einen Umzug nach einem Ort ihrer
Wahl im Inland zuzusagen. Die Umzugskostenvergü-
tung wird nur gewährt, wenn der Umzug spätestens
zwei Jahre nach dem Eintritt in den Ruhestand durch-
geführt wird. Entsprechendes gilt für die Hinterbliebe-
nen im Sinne des § 1 Abs. 2 beim Tod eines Berechtig-
ten nach Satz 1.“

Artikel 5

Änderung des Bremischen
Personalvertretungsgesetzes

Das Bremische Personalvertretungsgesetz vom
5. März 1974 (Brem.GBl. S. 131 – 2044-a-1), das zuletzt
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 1. März 2005
(Brem.GBl. S. 47) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Der Personalrat hat das Recht, Mitglieder
freizustellen in Dienststellen mit in der Regel

300 bis 600 Bediensteten 1 Mitglied

601 bis 1000 Bediensteten 2 Mitglieder

1001 bis 2000 Bediensteten 3 Mitglieder

bis 10 000 Bediensteten je
weitere angefangene
1000 Bedienstete 1 weiteres Mit-

glied

über 10 000 Bediensteten
je weitere angefangene
2000 Bedienstete 1 weiteres Mit-

glied.“

b) In Absatz 8 Satz 2 wird die Zahl „200“ durch
die Zahl „300“ ersetzt.



2. Folgender § 73a wird eingefügt: 

„§ 73a

Übergangsregelung

Freigestellte Personalratsmitglieder in Dienst-
stellen mit in der Regel 200 bis 299 oder 501 bis
600 Bediensteten, deren Freistellung auf einem
Beschluss des Personalrates nach § 39 Abs. 7 in
der am 31. Juli 2006 geltenden Fassung beruht,
bleiben bis zum Ablauf der Amtszeit des Perso-
nalrats freigestellt.“

Artikel 6

Änderung des Bremischen Richtergesetzes

Das Bremische Richtergesetz vom 15. Dezember
1964 (Brem.GBl. S. 187 – 301-a-1), das zuletzt durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2003
(Brem.GBl. S. 413, 416) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. § 3e wird aufgehoben.

2. In § 41 Nr. 4 wird die Angabe „§§ 3a bis 3e“
durch die Angabe „§§ 3a bis 3d“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung der Verordnung über
die Arbeitszeit der Beamten

§ 2b Satz 2 der Verordnung über die Arbeitszeit der
Beamten vom 29. September 1959 (SaBremR 2040-a-4),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
1. März 2005 (Brem.GBl. S. 47), wird aufgehoben. 

Artikel 8

In-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit Absatz 2 nichts ande-
res bestimmt, am ersten Tag des auf die Verkündung
folgenden Kalendermonats in Kraft.

(2) Artikel 4 tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2005 in
Kraft, Artikel 2 und 3 treten mit Wirkung vom 1. Januar
2006 in Kraft.

Bremen, den 18. Juli 2006

Der Senat

Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung über abweichende Öffnungszeiten

von Verkaufsstellen an Sonntagen in der
Stadtgemeinde Bremen für das Jahr 2006

Vom 18. Juli 2006

Auf Grund des § 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über
den Ladenschluss in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juni 2003 (BGBl. I S. 744), geändert
durch Artikel 2 Abs. 3 des Gesetzes vom 7. Juli 2005
(BGBl. I S. 1954), verordnet der Senat:

Artikel 1

Dem § 1 Nr. 3 der Verordnung über abweichende
Öffnungszeiten von Verkaufsstellen an Sonntagen in
der Stadtgemeinde Bremen für das Jahr 2006 vom
28. März 2006 (Brem.GBl. S. 153) wird folgender Buch-
stabe h) angefügt:

„h) 13. August 2006 im Ortsteil Altstadt, ausge-
nommen die Straße Am Wall zwischen Oster-
torsteinweg und Herdentor,“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 18. Juli 2006

Der Senat

Verordnung zur Änderung laufbahn- und ausbil-
dungsrechtlicher Vorschriften für die Beamten des
feuerwehrtechnischen Dienstes im Lande Bremen

Vom 18. Juli 2006

Auf Grund des § 17 Nr. 4 und des § 168 Abs. 2 in
Verbindung mit § 181 des Bremischen Beamtengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Sep-
tember 1995 (Brem.GBl. S. 387 – 2040-a-1), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Mai 2006
(Brem.GBl. S. 271) geändert worden ist, verordnet der
Senat:

Artikel 1

Änderung der Feuerwehrlaufbahnverordnung

Die Feuerwehrlaufbahnverordnung vom 17. Sep-
tember 1996 (Brem.GBl. S. 265 – 2040-d-2), die zuletzt
durch die Verordnung vom 16. April 2002 (Brem.GBl.
S. 55) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Laufbahnausbildung dauert 17 Monate
und gliedert sich wie folgt:

1. Sieben Monate feuerwehrtechnische Grund-
ausbildung an der Landesfeuerwehrschule
(Teil 1),

2. Sechs Monate praktische Ausbildung für
den Einsatzdienst am Standort (Teil 2) und

3. Vier Monate Abschlusslehrgang an der
Landesfeuerwehrschule einschließlich Prü-
fung (Teil 3).

Die Laufbahnausbildung verlängert sich um
die Zeiten des gewährten Erholungsurlaubs.“

2. Abschnitt 4 erhält folgende Fassung:

„Abschnitt 4

Laufbahnabschnitt III

– höherer feuerwehrtechnischer Dienst –

Titel 1

Aufstieg

§ 12

Voraussetzungen

Geeignete Beamte des Laufbahnabschnittes II
können zur Ausbildung für den Laufbahnab-
schnitt III zugelassen werden, wenn sie eine
Dienstzeit von mindestens vier Jahren in einem
Amt des gehobenen feuerwehrtechnischen
Dienstes oder als unmittelbar in den gehobenen
Dienst eingestellte Beamte eine Dienstzeit von
mindestens zwei Jahren nach erstmaliger Verlei-
hung eines Amts nachweisen.
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§ 12a

Laufbahnausbildung III

(1) Die Ausbildung dauert 12 Monate. Ausbil-
dung und Prüfung richten sich nach der Verord-
nung über die Ausbildung und Prüfung für die
Laufbahn des höheren feuerwehrtechnischen
Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen vom
25. März 2004 (GV. NRW. S. 158) und enden mit
der Aufstiegsprüfung für den höheren feuer-
wehrtechnischen Dienst.

(2) Die Beamten verbleiben bis zur Verlei-
hung eines Amtes des Laufbahnabschnittes III in
ihrer bisherigen Rechtsstellung.

Titel 2

Unmittelbare Einstellung

§ 13

Voraussetzungen

(1) In den höheren feuerwehrtechnischen
Dienst kann unmittelbar eingestellt werden,

wer

1. höchstens 35 Jahre alt ist,

2. ein geeignetes Studium einer mathematisch-
naturwissenschaftlichen oder technischen
Fachrichtung an einer Universität oder gleich-
gestellten Hochschule nach einer Regelstudi-
enzeit von mindestens drei Jahren und sechs
Monaten oder an einer anderen Hochschule
mit einer in Folge der Akkreditierung gleich-
gestellten Prüfung abgeschlossen hat, wobei
Abschlüsse nach § 19 Abs. 2 des Hochschul-
rahmengesetzes hiervon ausgenommen sind,

3. nach Feststellung der gesundheitlichen (kör-
perlichen, geistigen und seelischen) Eignung
durch amtsärztliches Gutachten nach einheit-
lichen Kriterien einschließlich der Untersu-
chung auf Feststellung der Atemschutztaug-
lichkeit feuerwehrdiensttauglich ist,

4. nach Feststellung der fachlichen, geistigen
Eignung und körperlichen Belastbarkeit nach
einheitlichen Kriterien, die den besonderen
Anforderungen des Berufsbildes der Feuer-
wehrbeamten entsprechen, für den feuer-
wehrtechnischen Dienst geeignet ist, 

5. die Fahrerlaubnis der Klasse B,

6. das Deutsche Sportabzeichen und

7. den Rettungsschwimmschein der Deutschen
Lebensrettungsgesellschaft besitzt.

(2) In begründeten Fällen können mit Zustim-
mung der Einstellungsbehörde Ausnahmen vom
Höchstalter für die Einstellung zugelassen wer-
den.

(3) Die Einstellungsbehörde kann Ausnah-
men von Absatz 1 Nr. 5 bis 7 zulassen, wenn der
Bewerber zusagt, den Erwerb bis zum Ende des
Vorbereitungsdienstes nachzuholen, und der Er-
werb nicht von vornherein ausgeschlossen
scheint.

(4) Der ausgewählte Bewerber wird unter Be-
rufung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf als
Brandreferendar eingestellt.

§ 13a

Laufbahnausbildung III

(1) Die Laufbahnausbildung dauert 24 Mona-
te. Das Bewerbungsverfahren, die Ausbildung
und die Prüfung richten sich nach der Verord-
nung über die Ausbildung und Prüfung für die
Laufbahn des höheren feuerwehrtechnischen
Dienstes im Lande Nordrhein-Westfalen vom
25. März 2004 (GV. NRW. S. 158). Ausbildung
und Prüfung enden mit der Laufbahnprüfung für
den höheren feuerwehrtechnischen Dienst.

(2) Das Beamtenverhältnis auf Widerruf endet
mit Ablauf des Tages, an dem dem Auszubilden-
den mitgeteilt wird, dass er die Laufbahnprüfung
bestanden oder endgültig nicht bestanden hat.

(3) Bei Einstellung in den höheren feuerwehr-
technischen Dienst nach Abschluss der Ausbil-
dung wird der Bewerber unter Berufung in das
Beamtenverhältnis auf Probe zum Brandrat zur
Anstellung ernannt.“

3. In § 14 Satz 1 wird die Datumsangabe „1. März
2002“ durch die Datumsangabe „1. Juni 2006“
ersetzt.

4. § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15

Ausbildungsplanung

Lehrgangsbeginn für die Laufbahnausbildung I
soll jeweils der 1. Januar und der 1. Mai, Lehr-
gangsbeginn für die Laufbahnausbildung II der
1. Oktober eines Jahres sein.“

Artikel 2

Änderung der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für die Beamten des feuer-

wehrtechnischen Dienstes im Lande Bremen

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Be-
amten des feuerwehrtechnischen Dienstes im Lande
Bremen in der Fassung der Bekanntmachung vom
17. Mai 2002 (Brem.GBl. S. 135 – 2040-k-8) wird wie
folgt geändert:

1. Die Übersicht zu den §§ 8 bis 10 erhält folgende
Fassung:

„§ 8 Sieben Monate feuerwehrtechnische Grund-
ausbildung an der Landesfeuerwehrschule (Teil 1)

§ 9 Sechs Monate praktische Ausbildung für den
Einsatzdienst am Standort (Teil 2)

§ 10 Vier Monate Abschlusslehrgang an der
Landesfeuerwehrschule einschließlich Prüfung
(Teil 3)“

2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift zu § 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8 Sieben Monate feuerwehrtechnische
Grundausbildung an der Landesfeuerwehr-
schule (Teil 1)“

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Buchstaben e
und f aufgehoben; der bisherige Buch-
stabe g wird Buchstabe e.

bb) In Nummer 3 wird der Buchstabe f gestri-
chen.



3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift zu § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9 Sechs Monate praktische Ausbildung für
den Einsatzdienst am Standort (Teil 2)“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 wird das Wort „und“ gestri-
chen und durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 5 wird der Punkt gestrichen
und das Wort „und“ angefügt.

cc) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6
eingefügt:

„6. Fahrschulausbildung zum Erwerb der
Fahrerlaubnisklasse C.“

4. Die Überschrift zu § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 Vier Monate Abschlusslehrgang an der
Landesfeuerwehrschule einschließlich Prüfung
(Teil 3)“

5. In § 27 Abs. 1 werden nach dem Wort „bestan-
den“ die Worte „oder den Führerschein der Fah-
rerlaubnisklasse C nicht erworben“ eingefügt.

6. In § 28 Satz 1 wird die Angabe „4 Monate“ durch
die Angabe „2 Monate“ ersetzt.

7. In § 42a wird die Datumsangabe „1. März 2002“
durch die Datumsangabe „1. Juni 2006“ ersetzt.

Artikel 3

Neufassung der Feuerwehrlaufbahn-
verordnung und der Ausbildungs- und Prü-

fungsordnung für die Beamten des feuer-
wehrtechnischen Dienstes im Lande Bremen

Der Senator für Inneres und Sport kann den Wort-
laut der Feuerwehrlaufbahnverordnung und der Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung für die Beamten des
feuerwehrtechnischen Dienstes im Lande Bremen in
der vom In-Kraft-Treten dieser Verordnung an gelten-
den Fassung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt
Bremen bekannt machen.

Artikel 4

In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni
2006 in Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 18. Juli 2006

Der Senat
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